
kanntlich das wichtigste Mittel zur Durchsetzung von 
Geldforderungen. Erfüllt der Schuldner auch nach Ur­
teilserlaß seine Verpflichtungen nicht, so wird er durch 
die Zwangsvollstreckung als abschließenden Teil des 
Zivilverfahrens gezwungen, seiner Verpflichtung nach­
zukommen. Der gerichtliche Zwang zur Bezahlung der 
Schulden ist mittelbar ein Zwang zur Aufnahme von 
Arbeit. Dadurch verhindern unsere Gerichte, daß der 
Schuldner auf Kosten seiner Gläubiger lebt. Dies gilt 
in besonderem Maße für die Durchsetzung der Ver­
pflichtung zur Unterhaltszahlung.

Andererseits darf niemand durch die Verpflichtung 
zur Bezahlung von Schulden, durch die Erfüllung seiner 
Verpflichtungen die Lust zur Arbeit gerauht werden. 
Die neue VO über die Pfändung von Arbeitseinkommen 
garantiert im Zusammenhang mit anderen Pfändungs­
schutzvorschriften die materielle Interessiertheit der 
Werktätigen an einem hohen Arbeitseinkommen und 
entsprechenden Arbeitsleistungen trotz des Vorhanden­
seins von Schulden. So dient insbesondere das neue 
Lohnpfändungsrecht der Entwicklung der sozialistischen 
Arbeitsmoral und Arbeitsdisziplin.

5. Die erzieherischen Aufgaben der Justiz bei der 
Hebung der Arbeitsdisziplin und der Arbeitsmoral tre­
ten im besonderen Maße bei der Durchführung von 
Justizaussprachen in Erscheinung.

Über die Wichtigkeit von Justizaussprachen ist be­
reits viel geschrieben und gesprochen worden. Mir ist 
aber nicht bekannt, daß Justizaussprachen mit der 
speziellen Aufgabenstellung „Hebung der Arbeitsdiszi­
plin und der Arbeitsmoral“ stattgefunden haben. Na­
türlich dienen Justizaussprachen über die Verletzung 
des sozialistischen Eigentums, die in volkseigenen Be­
trieben stattfinden, faktisch auch der Hebung der 
Arbeitsmoral, denn jeder Angriff eines Betriebs­
angehörigen gegen das sozialistische Eigentum ist 
gleichzeitig eine Verletzung der Arbeitsdisziplin, eine 
Untergrabung der Arbeitsmoral. Man müßte sich ge­
rade in Justizaussprachen über Verbrechen gegen das 
sozialistische Eigentum einmal speziell mit dem Einfluß 
solcher Verbrechen auf die Arbeitsdisziplin und Arbeits­
moral beschäftigen. Unterschlagungen von Löhngeldem 
durch Lohnbuchhalter in sozialistischen Betrieben z. B. 
stellen nicht nur einen Angriff auf das sozialistische 
Eigentum dar, sondern sie untergraben das Vertrauen 
der Werktätigen zur Betriebsleitung und wirken sich 
unbedingt nachteilig auf die Arbeitsdisziplin und Ar­
beitsmoral der Betriebsangehörigen aus. Sie hemmen 
damit die Steigerung der Arbeitsproduktivität. Dies 
.gilt besonders auch für Fälle der Fälschung von Ar­
beitsbefreiungsbescheinigungen bzw. SVK-Ausweisen, 
um eine Arbeitsbefreiung zu erreichen.

An Hand solcher Fälle muß in Justizaussprachen den 
Werktätigen gezeigt werden, daß Arbeitsbummelei, 
„Krankmachen“ und auch das kleinste Eigentumsdelikt 
innerhalb eines Betriebes Verletzungen der Arbeits­
disziplin und oft auch strafbare Handlungen darstellen 
— Handlungen also, die von einer schlechten Einstel­
lung zur Arbeit und von einer niedrigen Arbeitsmoral 
zeugen. Das sozialistische Bewußtsein zeigt sich in der 
Einstellung zur Arbeit, die in unserem Staat Pflicht 
und Ehrensache eines jeden Bürgers ist. Richtungwei­
send für uns muß sein, was E. A. P a n o w a sagt: 

„Angesichts des Arbeitsheroismus der Massen kön­
nen Überreste des Kapitalismus im Bewußtsein 
einzelner Bürger nicht geduldet werden, die sich 
in einer unsozialistischen Einstellung zur Arbeit, in 
einem parasitären Lebenswandel (z. B. bei Speku­
lationsgeschäften), in der Herstellung von Aus­
schuß, in Habsucht, in Arbeitsversäurrmis, in Ar­
beitsverweigerung und in verschiedenen Verstößen 
gegen die Arbeitsdisziplin äußern.“*)

Dies muß die Richtschnur für die Tätigkeit unserer 
Justiz bei der Überwindung der Überreste des kapi­
talistischen Bewußtseins und bei der Erziehung aller 
Menschen in der Deutschen Demokratischen Republik 
zu einer sozialistischen Arbeitsdisziplin und zu einer 
hohen Arbeitsmoral sein.

KARL-HEINZ BEYER, 
Richter am Kreisgericht Glauchau

*) Rechtswissenschaftlicher Informationsdienst 1935, Nr. 6, 
Sp. 167.

Arbeitsmethoden anf dem Gebiet der 
Allgemeinen Aufsicht

Voraussetzung für eine gute Arbeit auf dem Gebiet 
der Allgemeinen Aufsicht ist eine umfassende Kenntnis 
der wichtigsten Rechtsnormen außerhalb des sog. Ge­
richtsrechts, ferner Zusammenarbeit mit den _ Block­
parteien, Massenorganisationen und staatlichen Insti­
tutionen. Darüber hinaus ist unbedingt notwendig, enge 
Verbindung mit den Werktätigen zu haben. Meine 
ständige Teilnahme an den Ratssitzungen und Kreis­
tagssitzungen verschafft mir den nötigen Überblick 
über den Kreis. Hier erhalte ich auch Kenntnis von den 
Schwerpunktaufgaben.

Mehrfach habe ich im Verlaufe der Ratssitzungen 
Gesetzesverletzungen erkennen können. Es ist erfor­
derlich, daß man sich vor der Ratssitzung noch einmal 
mit den Gesetzen vertraut macht, die zu den zu behan­
delnden Problemen vorliegen. So stellte ich u. a. in 
Ratssitzungen fest, daß ein Teil der Räte der Gemein­
den die Bekanntmachung des Beschlusses über Maß­
nahmen zur weiteren Entwicklung in der Landwirt­
schaft vom 4. Februar 1954 (GBl. S. 145) mißachtet. Ich 
konnte aus der Berichterstattung der Fachabteilung 
entnehmen, daß die Räte der Gemeinden nicht monat­
lich zum Stand und zur Erfüllung des Viehhalteplans 
und Sauenbedeckungsplans Stellung nehmen und ent­
sprechende Maßnahmen beschließen. Das gab mir Ver­
anlassung, den Vorsitzenden der Räte der Gemeinden 
einen Hinweis zu erteilen. Weiterhin war das für mich 
Veranlassung, dem Rat des Kreises einen Hinweis zu 
erteilen, weil dieser in demselben Zusammenhang die 
Ordnung für den Aufbau und die Arbeitsweise der 
staatlichen Organe der Kreise vom 24. Juli 1952 verletzt 
hatte, da er nach dieser Ordnung für die Anleitung, 
Aufsicht und Kontrolle der Räte der Städte und Ge­
meinden verantwortlich ist.

Durch Teilnahme an Versammlungen erhält der 
Staatsanwalt häufig Kenntnis von Gesetzesverle^zun- 
gen. So entnahm ich während einer Vollversammlung 
der LPG Großwig, daß sich der Rat der Gemeinde nicht 
um die LPG kümmert und daß das Prinzip der inner­
genossenschaftlichen Demokratie in dieser LPG verletzt 
wurde. Hier gab ich dem Rat der Gemeinde einen Hin­
weis; denn nach dem Beschluß über die Aufgaben der 
Verwaltungsorgane in den Bezirken, Kreisen und 
Gemeinden zur besseren Unterstützung der Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften vom 29. De­
zember 1952 (GBl. 1953 S. 11) sind die Räte der Gemein­
den verpflichtet, monatlich zum Stand der LPG Stel­
lung zu nehmen und zu deren Festigung und Förderung 
Maßnahmen zu beschließen. Auch die Abteilung Land­
wirtschaft beim Rat des Kreises erhielt einen Hinweis, 
da das Referat LPG beim Rat des Kreises besonders 
für die Einhaltung des Statuts in den LPG verantwort­
lich ist.

In einer Rechenschaftslegung zum Betriebskollektiv­
vertrag im VE-Gut Trossin erfuhr ich, daß einige Kol­
legen des Betriebes ihren Jahresurlaub nicht nehmen 
konnten, da nach fachlichem Gesichtspunkt kein Ersatz 
für sie vorhanden war. Ferner erfuhr ich, daß die Lehr­
linge Sonntags mit zur Arbeit herangezogen wurden 
und dieser Arbeitseinsatz als freiwilliger Arbeitseinsatz 
gewertet wurde, ohne daß mit den Lehrlingen darüber 
gesprochen worden war.

Auch in den Ausspracheabenden der Nationalen 
Front erhält man durch die Diskussion sehr oft Kennt­
nis von Gesetzesverletzungen. So beschwerten sich die 
Neubauern in Taura, daß die Berechnung ihrer Boden­
reformkaufgelder falsch sei. Sie hätten sich schon 
etliche Male beschwert, man hätte das zwar zur Notiz 
genommen, aber nichts verändert; richtige Auskunft 
hätten sie nie erhalten. Ich gab dem Rat des Kreises 
von dieser Beschwerde Kenntnis und forderte ihre um­
gehende Bearbeitung. Die Abteilung Landwirtschaft 
führte daraufhin mit den 40 Neubauern eine Bespre­
chung durch, als deren Ergebnis der Rat des Kreises 
beschloß, die Bodenreformgelder herunterzusetzen, da 
die Bauern das Land als Ödland bekommen hatten, 
während es die Neubauern als Ackerland bezahlen 
mußten.

Selbst in Gerichtsverhandlungen tauchen Fragen auf, 
die zwar unmittelbar zu der behandelten Sache nicht
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